
Die Pfl egesituation in unseren Krankenhäusern

Seit Jahren hört man in den Medien von der schwierigen Situation der Pfl e-

ge in den deutschen Krankenhäusern. Jeder der einmal selbst längere Zeit im 

Krankenhaus verbrachte oder sich 

mit einer Pfl egekraft unterhalten hat, 

weiß von der hohen Belastung des 

Pfl egepersonals. Kernproblem ist die 

personelle Unterausstattung unserer 

Kliniken und die damit verbundenen 

Rahmenbedingungen der Arbeit am 

Krankenbett. Während zum Beispiel 

in den Niederlanden im Schnitt nur 

etwa fünf Patienten auf eine Pfl ege-

kraft kommen, so sind es in Deutsch-

land zehn. Laut der deutschen Kran-

kenhausgesellschaft fehlen alleine 

im Intensivpfl egebereich heute rund 3.000 Stellen. Zurzeit macht Verdi zurecht 

zunehmend Druck, dass sich an der Situation in der Krankenpfl ege etwas än-

dert. Man darf das Problem nicht auf dem Rücken der Pfl eger und Pfl egerinnen 

austragen. Doch was lässt sich nun ändern. Die SPD 

setzt sich intensiv für eine Besserstellung der Pfl e-

ge in der Krankenhausfi nanzierung ein und fordert 

neue Personalschlüssel und Personaluntergrenzen. 

Mindestbesetzungen müssen dabei nicht neu er-

funden werden, sondern sie existieren bereits in 

vielen Staaten. Bereits beschlossen ist, dass bis zum 

Sommer nächsten Jahres neue verbindliche Per-

sonaluntergrenzen festgelegt werden sollen. Auch 

wenn dies nicht einfach ist, so wird dies jedoch der 

einzige Weg sein, das Problem zu lösen. Wichtig ist 

jedoch, dass man sich nicht auf die niedrigsten Per-

sonalzahlen einigt, sondern wirklich angemessene 

Mindestwerte festsetzt. Aber auch in der Krankenhausfi nanzierung muss das 

Land etwas tun. Wenn die Finanzierung des Krankenhausbaus nicht ausrei-

chend ist, so fehlt den Kliniken das Geld für die Pfl ege. Und gerade in dieser 

Hinsicht ist die Landesregierung zu kritisieren, nachdem alleine in Baden-Würt-

temberg im Staatshaushalt 2016 der Landeszuschuss zum Krankenhausbau 

um 50 Millionen reduziert wurde und Kürzungen sind auch für den nächsten 

Haushaltsplan angekündigt. Die SPD fordert somit eine deutliche Attraktivi-

tätssteigerung des Pfl egeberufs, in dem man die Arbeitsbedingungen und 

Löhne verbessert und dafür muss das Gesamtsystem besser fi nanziert werden.
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Verabschiedung des Platten-
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Wo?: Kaff eehaus Hagen

11.12.2017

Weihnachtsempfang der 
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Wo?: Theater Heilbronn

15.12.2017
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lass“ mit Reinhold Gall

Wo?: Mannheim
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Neue Dimensionen der 

Selbstständigkeit 

Dass der Arbeitsmarkt weltweit und natürlich auch in 
Deutschland vor gravierenden Veränderungen steht, 
ist hinlänglich bekannt. Neue Formen der Beschäfti-
gung werden immer wichtiger und dass klassische 
Vollzeit-Arbeitsverhältnis von 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
gehört immer mehr der Vergangenheit an. Eine be-

sondere Veränderung betriff t hierbei den Dienstleis-
tungssektor, aber auch Teile der IT- und Medienbran-
che. Wichtigstes Stichwort zu den Veränderungen ist: 
Plattformökonomie. Doch was meint dieser Begriff ? 
Er beschreibt die Art und Weise für Auftraggeber und 
Auftragnehmer zueinanderfi nden. Nämlich in Form 
von Austauschplattformen im Internet. Die Idee ist 
einfach. Ein Auftraggeber sucht für eine bestimmte 
Dienstleistung einen Auftragnehmer und stellt dafür 
diesen Auftrag auf einer Plattform ein, wo sich dann 
Auftragnehmer um diesen Auftrag bewerben und ihn 
für den Anbieter erledigen können. Im Softwarebe-
reich gibt es diese Art von Arbeitsverhältnis mit am 
längsten. Hier können zum Beispiel Programmierauf-
träge über Plattformen vergeben werden. Das Unter-
nehmen sucht somit für jeden Auftrag erneut nach 
der Person, die ihn am Besten erledigen kann. Festan-
gestellte Programmierer benötigt das Unternehmen 
somit nicht mehr oder zumindest weniger. Im Dienst-

leistungssektor nehmen diese Plattformen auch für 
den Endverbraucher eine immer größere Rolle ein. Zu 
nennen sind zum Beispiel Plattformen über die Haus-
haltsdienstleistungen eingekauft werden können 
oder Bringdienste für Mahlzeiten vermittelt werden. 
Das weltweit vielleicht bekannteste Beispiel bildet der 
US-Taxidienstleister Uber, bei dem Taxifahrten vermit-
telt werden. 
Was für Unternehmen und Verbraucher sehr attrak-
tiv klingt, hat jedoch auf der anderen Seite eine sehr 
negative Auswirkung. All diese Plattformen erzeugen 
Solo-Selbstständige, die für die Plattformen Aufträ-
ge erledigen. Ihnen fehlt dabei nicht nur die soziale 
Absicherung, da sie meist nicht in die Sozialversiche-
rungen einzahlen, noch haben sie einen arbeitsrecht-
lichen Schutz, da es 
logischerweise kei-
ne Arbeitsverträge 
zwischen Arbeitge-
ber und Arbeitneh-
mer mehr gibt. Dar-
über hinaus sind die 
Löhne, die für die 
genannten Tätigkei-
ten bezahlt werden 
schlecht oder sogar 
sehr schlecht und 
liegen häufi g unter 
dem Mindestlohn. 
Für die Selbstständi-
gen, die eine solche 
Arbeit ausführen, bedeutet sie also häufi g ein dauer-
haft prekäres Arbeitsleben. Diese neuen Arbeitsfor-
men in die klassischen sozialen Sicherungssysteme 
einzubeziehen wird eine wichtige Aufgabe der Sozial-
politik in den nächsten Jahren.
Weitere Informationen über dieses Thema fi nden Sie 
zum Beispiel bei der Friedrich-Ebert-Stiftung unter 
http://library.fes.de/pdf-fi les/wiso/13669.pdf.

Aktuelles

Ladenöff nungszeiten an Heiligabend. Dr. Boris Weirauch, wirtschaftspolitischer Sprecher, und Rainer Hin-
derer, kirchenpolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, zur Kritik von ver.di und der Kirchen zur Mög-
lichkeit, am Sonntag des Heiligabends Geschäfte öff nen zu können: „Wir haben grundsätzliches Verständnis 
für die Kritik von ver.di und der Kirchen an dem möglichen verkaufsoff enen Sonntag am 24. Dezember. Dass 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am Heiligabend arbeiten müssen, obwohl er auf einen Sonntag fällt, 
entspricht nicht unserer Vorstellung von einem verantwortungsvollen Umgang mit Beschäftigten, und auch 
nicht der zentralen Rolle der Familie in der Weihnachtszeit. Es freut uns, dass viele Arbeitgeber bereits von 
sich aus auf eine Öff nung am Sonntag verzichten.“ ++++ Weiterbeschäftigung von Vertretungslehrern 

über die Sommerferien. Faire Arbeitsbedingungen sind für SPD-Fraktionsvize Dr. Stefan Fulst-Blei ein wich-
tiger Grundstein für gute Schulen in Baden-Württemberg. Dazu gehört für ihn auch die Weiterbeschäftigung 
von Vertretungslehrern über die Sommerferien, die die SPD nun im Rahmen der aktuellen Haushaltsverhand-
lungen fordert: „Lehrkräften, die eine Weiterbeschäftigung im neuen Schuljahr vorweisen können, darf über 
die Ferien nicht länger der Geldhahn abgedreht werden“.
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